
Antrag an den Landesparteitag DIE LINKE. NRW 26./27. Sept. 2020 

Für neuen Schwung und einen Aufbruch der LINKEN in 

Nordrhein-Westfalen 

DAS KAPITALISTISCHE SYSTEM STELLT SICH IN FRAGE – WIR SOLLTEN ES AUCH TUN  

 

1. 

Zum zweiten Mal in der jungen Geschichte der Partei DIE LINKE ist das kapitalistische 

Wirtschaftssystem weltweit in eine tiefe, alle Bereiche der Gesellschaft erfassende Krise 

geraten. Wie bereits in der sogenannten Finanzkrise von 2008/2009 zeigen alle üblichen 

Parameter des Zustands der kapitalistischen Gesellschaft in den Minusbereich: Das  

„Wirtschaftswachstum“, das heißt Umsatz und Profite, internationale Märkte, Aktienkurse, 

Währungsstabilität, staatliche und private Verschuldung, Beschäftigung und soziale 

Sicherungssysteme sowie diverse weitere Kennzeichen mehr, rutscht in einen seit 1930 noch 

nie da gewesenen Abgrund.  

Auslöserin der aktuellen Krise ist eine von einem neuartigen Virus verursachte Pandemie. 

Dass solche Viren vom Wildtier auf den Mensch überspringen und sich explosionsartig 

ausbreiten können, hat ebenfalls viel mit der kapitalistischen Wirtschaftsweise zu tun. 

Aber die Auslöserin ist nicht die Ursache. Die heute vorherrschende weltweite 

Wirtschaftsweise steht schon lange unter dem Druck einer dreifachen Krise: Die 

Übersättigung der Märkte und eine daraus folgende übliche Konjunkturkrise bei Absatz und 

Profit; eine technologische Krise im Zuge des Einzugs der Informationstechnologien in alle 

Bereiche der gesellschaftlichen Produktion und eine Strukturkrise der kapitalistischen 

Produktionsweise generell, die Klima und Biosphäre nachhaltig bedroht und zerstört, 

Rohstoffe bis zur Erschöpfung ausbeutet und durch Urbanisierung und Zurichtung der 

gesamten Umwelt im Interesse einer privatisierten Profitmaximierung die Grundlagen 

jeglichen Lebens von Menschen und Natur untergräbt. 

Die herrschende Politik hat auch in dieser neuen Krise ihre Ideologie von Neoliberalismus, 

Schuldenbremse, Privat vor Staat und ähnliche Kampfparolen scheinbar vergessen. 

Der Staat soll es plötzlich wieder richten. Selbst von Verstaatlichung ist die Rede, wenn auch 

in einer Weise, wie am Beispiel der Lufthansa zu sehen, in der dem privaten Unternehmen 

Staatshilfe in einer Höhe zugeschoben wird, die mehr als das Doppelte des aktuelle 

Börsenwerts des Unternehmens ist, ohne weitere Einmischung der „Politik“ in den 

Geschäftsbetrieb. 

Die Umstellung ganzer Produktionslinien zu sinnvollen und notwendigen Produkten scheint 

plötzlich in Zeiträumen möglich, die sich selbst Umweltschützerinnen und Umweltschützer 

nicht im Traum vorstellen konnten.  



Gemeinsinn, Solidarität, breitestes Mitmachen aller Menschen bei gesellschaftlichen 

Lösungen sind in aller Munde und stehen im Kontrast zu den bisher üblichen Individualismus 

und Egoismus  

 

Wir wissen heute nicht, wie weit sich diese krisenhafte Entwicklung noch zuspitzen wird. 

Aber wir stellen fest, dass sich das kapitalistische System selber in einem Umfang in Frage 

stellt, wie es lange nicht mehr geschehen ist. Das bietet für die politische Linke und für die 

Partei DIE LINKE insbesondere, große Chancen, sich als politische Gesamtalternative zu 

allen anderen, den Kapitalismus liebenden und pflegenden Parteien einzubringen. 

Chancen und Herausforderungen, die aber – so ist auch die Erfahrung der letzten großen 

Krise von 2008 – nur kurze Zeit vorhanden sein werden.  

 

2. 

Die „Corona-Krise“ im engeren Sinne ist noch nicht vorbei. Die Aufhebung der Maßnahmen 

zur Pandemie-Bekämpfung bleibt ein Risiko. 

Es war und ist richtig, dass die LINKE sich angesichts der Krise nicht in eine 

„Allparteienregierung“ und Notstands-Allianz hat einbinden lassen. 

Sämtliche Maßnahmen der Regierung haben den Klassencharakter der kapitalistischen 

Gesellschaft nicht nur offenbart, sondern meistens auch vertieft.  

- Die ökonomischen Rettungspakete waren und sind ungerecht. Den privaten Unternehmen 

werden Subventionen und Kredite gewährt, ohne irgendeine Gegenleistung in Form von 

mehr politischem Einfluss der Beschäftigten und des Staates. Die Lohnempfängerinnen und 

Lohnempfänger sind millionenfach in Kurzarbeit geschickt worden und bezahlen dies mit 

hohen Einkommensverlusten, anstatt einen Ausgleich von nahezu 100 Prozent zu erhalten. 

Die Beschäftigten in „gesellschaftlich relevanten“ Dienstleistungen in Pflege, Einzelhandel 

und Logistik werden verschärft ausgebeutet, anstatt eine sofortige und dauerhaft Erhöhung 

ihrer Löhne zu erhalten. 

- Die Mütter und Väter müssen fast in Eigenregie die Betreuung ihrer Kinder sicherstellen, 

auch dann, wenn sie zu den „relevanten“ Beschäftigten zählen. An eine bezahlte Freistellung 

für die gesamte Dauer der Sondermaßnahmen wird nicht gedacht. Die Hauptlasten der Krise 

im Alltagsleben tragen dabei Frauen, nicht nur als Beschäftigte in „relevanten“ Berufen, 

sondern auch in den Familien, wo sie in die traditionelle Frauenrolle zurückgezwungen 

werden.   

- Nur ein kleiner Teil der prekär Beschäftigten und der Soloselbstständigen erhält 

Ausgleichzahlungen für die entgangenen Aufträge und die nur in nicht ausreichendem 

Umfang. Studierende, Minijobber, Hartz-IV- und Arbeitslosengeld-Beziehende gucken fast 

völlig in die Röhre – anstatt auch ihre Transferzahlungen zu erhöhen und die Bezugsdauer zu 

verlängern. 



- Räumungsverbote bei Mietschulden; Strom- und Gassperren werden nur sehr geringfügig 

umgesetzt, in vielen Städten laufen die ausgrenzenden Maßnahmen ungehindert weiter. 

Wohnungslose werden mit allen neuen medizinischen Problemen alleingelassen, ihre 

Anlaufpunkte in der Stadt oft geschlossen. Die LINKE fordert zurecht gerade für diese 

Menschen sofortige Sonderprogramme, um die katastrophalen Folgen der Pandemie in 

diesen Sektoren zu verhindern.  

 

-  Die Pandemie-Eindämmungsmaßnahmen treffen die Ärmsten weiterhin am schlimmsten. 

Die Behandlung der geflüchteten Menschen, insbesondere in den Lagern an den EU-

Außengrenzen, ist ein Skandal. Die LINKE besteht auf der sofortigen Auflösung der Lager und 

Sammelunterkünfte und die Unterbringung der Geflüchteten in gesunden und 

menschenwürdigen Wohnungen. Ebenso krass sind die Auswirkungen der Pandemie-Politik 

der Regierungen in den armen Ländern. Die weltweite Ungerechtigkeit des kapitalistischen 

Systems, das auch im „Normalzustand“ und täglich in unerträglicher Weise tötet, wird in der 

Pandemie noch einmal verschärft.  

Der verordnete Stillstand hat zu einer Ausweitung der Einschränkungen der demokratischen 

Rechte für alle Menschen, aber vor allem für die politische Opposition geführt. 

Die LINKE hat zurecht kritisiert, dass dies nicht immer begründet war und auf jeden Fall nur 

zeitlich befristet gelten darf.  

Insbesondere in den Betrieben müssen die Belegschaften in die Entscheidungen mehr 

einbezogen werden. Das in Fragen des Gesundheitsschutzes bereits bestehende faktische 

Veto-Recht muss umfassend ausgebaut werden. Die LINKE steht auf der Seite der 

Belegschaften, wenn diese notfalls mit Streik für die Einhaltung der Gesundheitsvorschriften 

kämpfen. 

 

3. 

Jetzt stehen wir mitten in der Auseinandersetzung darüber, wer die Kosten für die tiefe Krise 

des Kapitalismus zahlen soll. Die Haltung der LINKEN muss kompromisslos auf den Seiten der 

Beschäftigten und Erwerbslosen, der Prekarisierten, der Kinder und Alten und der armen 

Menschen in aller Welt sein. 

- Kein Wiederanfahren der Produktion und keine Wiedereröffnung von öffentlichen 

Einrichtungen ohne dauerhaften besseren Gesundheitsschutz und verbesserte 

Kontrollmöglichkeiten durch die Betroffenen. 

- Mehr Geld in den Gesundheits- und Pflegesektor und weitere Verstaatlichungen und 

Rekommunalisierung der Einrichtungen. Dauerhafte Arbeitszeitverkürzungen und 

ausreichende Mindestpersonalschlüssel. 

- Keine Subventionen und Rettungspakete für die privaten Unternehmen ohne Ausbau der 

Mitbestimmung und öffentlichen Kontrolle, was mit dem Geld passiert.  



- Verstaatlichung und zügige Vergesellschaftung der gesamten Daseinsvorsorge, von der 

Gesundheitsversorgung, über die Erziehung und Bildung, Wohnen, Mobilität, 

Energieversorgung, Müllentsorgung bis zur Kultur und Sport.  

- Dauerhafte Umstellung von klima- und gesundheitsschädlichen Produktionen auf 

gesellschaftlich nützliche Produkte. Investitionskontrolle von Beschäftigten und 

Verbraucherinnen und Verbrauchern und ihren Verbänden. 

- Das Recht auf eine menschenwürdige Wohnung muss gerade in der Krise durchgesetzt 

werden. Verbot von Zwangsräumungen sowie Sperrungen von Gas, Strom und Wasser.  

- Kinderbetreuung und Schulen müssen auch im Krisenmodus funktionsfähig bleiben. Wir 

fordern kleine Gruppen und Klassen sowie Lernmittelfreiheit für alle Kinder, dazu gehört 

auch die Ausstattung mit digitalen Endgeräten. 

- Auch in der Gesundheitskrise keine personifizierte Kontrolle und Überwachung. Mehr 

demokratische Rechte und Transparenz sind auch jetzt erforderlich und machbar. 

Die Pandemie-Krise hat in aller Deutlichkeit aufgezeigt, dass das zentrale Projekt des 

europäischen Kapitals, die Europäische Union, noch einmal an seine Grenzen gestoßen ist. 

Ein gemeinsames Europa aller Völker ist ohne eine grundlegende Solidarität mit sozialen 

Rechten für alle, mit gemeinsamer Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik nicht zu haben. Die real 

existierende EU ist nicht zu retten. Die LINKE wird sich weiterhin für eine grundlegende 

Änderung, mit neuen Verträgen und einem neuen Grundverständnis der EU einsetzen.  

 

4.  

Die Umverteilung des Reichtums ist in der Krise nötiger denn je. 

Die „Schwarze Null-Politik“ und die Schuldenbremse müssen endgültig vom Tisch. 

Wir wollen eine einmalige Sofortumlage für große Vermögen. Wir wollen eine dauerhafte 

Reichensteuer und eine gerechtere Einkommensbesteuerung, die untere und mittlere 

Einkommen entlastet, die oberen Einkommen mehr zur Finanzierung des Öffentlichen 

heranzieht. Das Wahlprogramm der LINKEN ist in dieser Hinsicht eine Anleitung für 

Sofortpolitik.  

Die LINKE steht für Haushaltsumverteilungen. Es ist ein Skandal, dass auch heute noch große 

Rüstungsgeschäfte stattfinden und an der Zielsetzung von 2 Prozent des 

Bruttoinlandsproduktes für Rüstung festgehalten wird. Stattdessen ist ein umfassendes 

Investitionsprogramm für gesellschaftliche notwendige Dinge aufzulegen: Für die Schulen 

und Universitäten, die Krankenhäuser, den Verkehrssektor und zur beschleunigten 

Fortsetzung des Klimaschutzes.  Auch muss die Produktion von Lebensmitteln auf eine 

nachhaltige, wasser-, boden- und klimaschonende Basis gestellt werden.  

Die LINKE setzt sich gerade in der Krise für eine gerechtere Verteilung der Arbeit ein. Wir 

sind für deutliche Arbeitszeitverkürzung für Alle ohne Einkommensverluste. Wir sind für 

Mindestpersonalschlüssel in allen Bereichen der Pflege und Erziehung.  



 

Auch die Umwelt und das Klima dürfen nicht für die neue Krise bezahlen. Umwelt- und 

Klimaschutz dürfen nicht gestoppt, sondern müssen beschleunigt werden. Die gerade 

wieder ansteigenden Versuche der Unternehmen und ihrer Lobby, die 

Klimaschutzvereinbarungen aufzukündigen und zu minimieren, müssen mit aller Macht 

und von den Gewerkschaften und der Umweltbewegung gemeinsam zurückgewiesen 

werden.  

 

5.  

In Nordrhein-Westfalen haben gerade Kommunalwahlen stattgefunden.  

Die LINKE hat gezeigt und wird es immer wieder zeigen, dass es auch auf kommunaler Ebene 

unerlässlich ist, die „Systemfrage“ zu stellen.  

Die kommunale Selbstverwaltung leidet unter einer gravierenden Unterfinanzierung. Sie 

muss sofort durch eine bessere Finanzausstattung und Befreiung von Altschulden für eine 

Politik im Interesse der Bürgerinnen und Bürger in die Lage versetzt werden.  

Die Handlungsfähigkeit der Kommunen ist zudem durch das Übergewicht der Verwaltungen 

und die Einschnürung durch Europa-, Bundes- und Landesgesetze fast komplett beschnitten.  

Die politische Arbeit in der Kommune ist die wichtigste Aufgabe der LINKEN, die in der 

Vergangenheit manchmal vergessen wurde. Aber diese Aufgabe darf nicht verwechselt 

werden mit Versinken in kommunal-parlamentarischen Strukturen, Räten, Ausschüssen 

und Delegationen. Gerade in der Zeit der Corona-Krise erlebten wir, wie wichtig die 

Eroberung von autonomer politischer Handlungsfähigkeit an der Basis der Gesellschaft ist. 

Die LINKE muss sich als gesellschaftliche, nicht nur als parlamentarische Alternative 

aufbauen. Unsere Bündnispartnerinnen sind dabei die sozialen Bewegungen – Frauen-, 

Klima-, Umwelt- und Mieter*innenbewegung, die Solidaritätsstrukturen mit Geflüchteten 

und Benachteiligten und allen voran die älteste soziale Bewegung, die Gewerkschaften. 

 

6. 

Eine wirklich systemkritische und oppositionelle linke Partei erfordert Mitgliederstrukturen, 

die mehr Teilhabe ermöglichen als die der gegenwärtigen LINKE-NRW. Die Wahlumfragen 

für die LINKE schwanken stark. Momentan sind die Parteien der Regierung als 

verantwortliche Krisen-Managerinnen in aller Munde, die Opposition, und natürlich eine 

nicht im Landtag vertretene Partei wie die LINKE besonders, ist kaum zu sehen und zu hören. 

Gleichzeitig wird die LINKE als grundsätzliche politische Alternative im hohen Maße durch 

ihre bundesweite Aufstellung wahrgenommen – und auch die ist von sehr unterschiedlicher 

Attraktivität und Ausstrahlung. 

Die 15 Jahre erst WASG und PDS und später DIE LINKE haben eine Erfahrung bestätigt: Eine 

linke systemoppositionelle Partei lässt sich nicht allein mit Wahlkämpfen aufbauen. Damit 



können ein in realen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen erworbenes Ansehen und 

soziale Verankerung nur verstärkt und bestätigt werden.  

Die tägliche Arbeit im Stadtteil, als Aktivist oder Aktivistin in Schulen und Universitäten, als 

Belegschaftsvertreter und -vertreterin, als kämpferisches Mitglied in den Gewerkschaften 

und als Mitstreiter und Mitstreiterin in Frauen-, Friedens-, Klima- oder der Bewegung für 

Bürgerrechte verblasst heute in der LINKEN leider gegenüber der parlamentarischen Arbeit, 

selbst noch auf der untersten bezirklichen Ebene. Letztere scheint das politisch 

Erstrebenswerteste zu sein, und wird oft genug durch beachtliche materielle Privilegien noch 

aufgewertet. Das muss sich umkehren, wenn die LINKE zu einer attraktiven Partei werden 

will, auf die sich die gesamte linke kritische Opposition beziehen kann und bezieht.  

Seit Jahrzehnten spricht die politische Linke zurecht von einem außerparlamentarischen 

Stand- und einem parlamentarischen Spielbein. Auch in NRW war das lange Zeit die Basis für 

die politische Anerkennung als linke, umfassende Opposition zum Kapitalismus. 

Wir müssen dieses Verhältnis wiederherrichten, und das gelingt nur durch bewusstes 

Handeln. Deshalb treten wir für eine Befristung der parlamentarischen Mandate für LINKE-

Mitglieder ein. Die in der Satzung der LINKEN für Parteiämter vorgesehenen acht Jahre 

sollten auch als Höchstgrenze für parlamentarische Mandate oder kommunale Wahlämter 

eingeführt werden. 

Wir glauben auch, dass sich die in der LINKEN-NRW praktizierte Trennung von Parteiamt und 

Parlamentsmandat bewährt hat und keinesfalls aufgeweicht werden sollte, sondern auch auf 

der kommunalen Ebene Anwendung finden muss. Auch die Ämterhäufung ist ein 

Kennzeichen der Parteien, die politisch das Gegenteil der LINKEN wollen, und sollte in allen 

Landesverbänden und auf allen Ebenen der LINKEN geächtet werden. 

Eine linke Partei lebt von einer Basisdemokratie von Unten nach Oben. Auch da ist in den 

letzten 15 Jahren viel ins Negative verschoben worden. In unserem Erfurter 

Grundsatzprogramm wird zu Beginn zurecht das berühmte Gedicht von Bert Brecht über 

„Fragen eines lesenden Arbeiters“ zitiert. Wir wollen damit ausdrücken, dass eine linke 

Partei keine geborenen Autoritäten und ewige Prominenz verträgt. Unsere Heldinnen und 

Helden sind die Aktiven in den Stadtteilen und den sozialen Bewegungen, die 

Belegschaftsvertreterinnen und -vertreter in den Betrieben – und nicht die von der 

bürgerlichen Presse gehypten Promi-Personen aus dem Bundestag, den Talkshows und 

Quizsendungen. Und auch nicht die Professoren*innen und selbst ernannten Expert*innen. 

Wir müssen auch hier eine bewusste Anstrengung unternehmen, dass die 

Mitgliederdemokratie belebt wird, mit Mitgliedern, die einsatzbereit und nicht scharf auf 

Privilegien sind; mit Parteigremien, die mutig und risikobereit sind; mit Parteitagen, die 

keine Akklamationsveranstaltungen, sondern diskutierende, demokratische 

Versammlungen sind.  

 

 

 



Unterzeichner*innen: 

Angela Bankert- KV Köln, Edith Bartelmus-Scholich - KV Krefeld, Iris Bernert-Leushacke - KV 

Dortmund, Inez Déjà  - KV Herford, Kea Detmers - Sprecherin KV Düsseldorf, Ingrid 

Diepenbrock - KV Oberhausen, Nina Eumann – KV Mülheim, Sylvia Gabelmann – MdB KV 

Siegen, Michaele Gincel-Reinhardt - KV Mettmann, Tanja Groß – KV Köln, Renate Hartmann - 

KV Dortmund, Inge Höger – Sprecherin KV Herford, Ingrid Jost - KV Duisburg, Annette Koutas 

- KV Düsseldorf, Andrea Küsters KV -  Oberhausen Petra Marx - KV Oberhausen, Sefika Minte 

- KV Oberhausen, Melanie Schmidt - KV Krefeld 

Jürgen Aust - KV Duisburg, Helmut Born - KV Düsseldorf, Jens Carstensen Sprecher - KV 

Oberhausen, Mbulelo Dlangammandla - KV Düsseldorf, Michael Droste - KV Rhein-Sieg, Otto 

Ersching -  Märkischer Kreis, Reinhold Franke - KV  Dortmund, Thies Gleiss - KV Köln,  Patrik 

Gregorz - KV Düsseldorf, Patrick C. Haas – KV Rhein-Sieg, Udo Hase - KV Krefeld, Shen 

Ibrahimsadeh – KV Gütersloh, Yusuf Karacelik - KV Oberhausen, Lühr Koch – Oberhausen, 

Julien Krasniqi - KV Oberhausen, Peter Kuhlmann – KV Köln, Ralf-D. Lange - KV Bochum, 

Werner Ley - KV Köln, Dietmar Liebetanz - KV Düsseldorf, Emmanuel Mastrokoukos -  KV 

Düsseldorf, Bastian Reichardt – KV Rhein-Sieg, Gerhard Rieks - KV Bielefeld, Mehmet Sencen 

– KV Düsseldorf, Gerd Steingötter – KV Dortmund, Georg Toth - KV Düsseldorf, Sascha H. 

Wagner – KV Wesel, Ralph Wiechert - KV Düsseldorf, Wolfgang Zimmermann - KV Düsseldorf 

LAG Gesundheit und Soziales NRW, Kreisverband Düsseldorf, Stadtverband Herford, 

Stadtverband Lüdenscheid 

 


